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(Folie 2) 

Sehr geehrte Mitglieder der Vertreterversammlung und des Vorstandes, 

sehr geehrter Herr Beßler,  

sehr geehrte Frau Wenderoth, 

sehr geehrte Gäste, 

 

ich begrüße Sie auch im Namen von Frau Wiedemeyer zur heutigen Sitzung der 

Vertreterversammlung in Halle. 

 

Für mich ist es nach der Sitzung der Vertreterversammlung im Dezember letzten 

Jahres nunmehr das zweite Mal, dass ich Ihnen in meiner mittlerweile nicht mehr 

ganz so neuen Funktion als Vorsitzende des Vorstandes berichten darf.  

 

Glauben Sie mir, die ersten Monate waren für mich sehr arbeitsintensiv und auch 

unwahrscheinlich spannend. Es macht mir viel Spaß und mittlerweile habe ich mich 

auch in einige Themen eingearbeitet. 

 

(Folie 3) 

Meinen Bericht möchte ich wie gewohnt mit der Finanzsituation und der 

voraussichtlichen mittelfristigen Finanzentwicklung der Rentenversicherung 

beginnen. 

 

Die Finanzsituation ist maßgeblich durch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

bestimmt. Das ist Ihnen bereits bekannt und nicht neu! 

Diese steht auch im Jahr 2024 weiter unter dem Einfluss der kriegerischen 

Auseinandersetzungen zwischen Russland und der Ukraine sowie dem Konflikt in 

Israel und den entsprechenden Sanktionen. Insgesamt hat sich die wirtschaftliche 

Dynamik im Euroraum und vor allem in Deutschland deutlich abgeschwächt. 

 

Trotz dieser Rahmenbedingungen blickt die Rentenversicherung nach wie vor auf 

eine sichere und solide Finanzierung. Das ist in dem beschriebenen Umfeld eine 

sehr gute Nachricht! 

 

(Folie 4) 

Die Basis meiner Darstellung ist die Schätzung der Einnahmen und Ausgaben 

sowie des Vermögens der Rentenversicherung vom April dieses Jahres.  

Der Schätzung liegen die Wirtschaftsannahmen des Jahreswirtschaftsberichts der 

Bundesregierung zugrunde. Zudem wurden die Daten der Frühjahrs-Projektion der 

Bundesregierung zur Wirtschaftsentwicklung berücksichtigt. 

 

Wie sieht nun die aktuelle Finanzsituation der Rentenversicherung auf der 

Grundlage der vorläufigen Rechnungsergebnisse für das Jahr 2023 aus? 

 

(Folie 5) 

Die Einnahmen zum 31. Dezember 2023 lagen bei 375,8 Milliarden Euro. Größter 

Einnahmeposten waren dabei die Beitragseinnahmen mit insgesamt 289,1 

Milliarden Euro. Dies entspricht einem Anteil von 76,9 Prozent. Zweitwichtigste 
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Einnahme sind die Bundeszuschüsse. Diese machten im Jahr 2023 einen Anteil von 

22,4 Prozent aus. Das sind 84,3 Milliarden Euro.  

 

(Folie 6) 

Diesen Einnahmen stehen Ausgaben von 374,3 Milliarden Euro gegenüber. Davon 

entfallen allein 325 Milliarden Euro auf die Rentenausgaben und 25,4 Milliarden 

Euro auf die Krankenversicherung der Rentner. 

 

(Folie 7) 

Im Verhältnis Einnahmen zu Ausgaben bleibt damit zum Ende des Jahres 2023 ein 

Überschuss von rund 1,5 Milliarden Euro, welcher der Nachhaltigkeitsrücklage 

zugeführt wurde. 

 

Die Nachhaltigkeitsrücklage belief sich auf 45,0 Milliarden Euro. Dies entspricht 1,70 

Monatsausgaben. 

 

(Folie 8) 

Schauen wir nun aber auf die Vorausschätzung für die nächsten Jahre. 

 

(Folie 9) 

Bei den Beitragseinnahmen ergibt sich für das Jahr 2024 voraussichtlich ein Anstieg 

um 6,1 Prozent gegenüber 2023. Im Jahr 2025 wird der Anstieg 4,7 Prozent 

betragen. In den Jahren 2026 und 2027 wird die Steigerungsrate dann nur noch bei 

knapp unter 3 Prozent liegen. 

 

(Folie 10) 

Eine weitere wichtige Einnahmeposition sind die Zuschüsse des Bundes. Nach den 

vorliegenden Daten steigen auch diese in den kommenden Jahren weiter an und 

werden im Jahr 2027 erstmals die Schwelle von 100 Mrd. Euro überschreiten.  

 

(Folie 11) 

Ausgehend von diesen Annahmen wird der Beitragssatz bis einschließlich 2027 

stabil bei 18,6 Prozent bleiben können. Er steigt dann aber ab 2028 auf 19,3 

Prozent. 

 

Die Nachhaltigkeitsrücklage wird zum Ende dieses Jahres leicht auf 44,9 Milliarden 

Euro zurückgehen. Das sind dann immer noch 1,58 Monatsausgaben. Beginnend 

mit dem nächsten Jahr wird sie dann stärker absinken. Zum Ende des Jahres 2028 

wird sie voraussichtlich nur noch 8,5 Milliarden Euro betragen. Dies entspricht dann 

nur noch 0,25 Monatsausgaben.  

 

An dieser Stelle muss ich wie immer darauf hinweisen, dass die mittelfristige 

Finanzentwicklung natürlich von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung und damit 

der Entwicklung des Arbeitsmarktes abhängig ist. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

ich möchte Sie nun zur Rentenanpassung zum 1. Juli informieren.  

 

(Folie 12) 

Ab diesem Jahr gilt in Ost und West ein einheitlicher aktueller Rentenwert. Die 

Rentenangleichung ist mit dem Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz nunmehr 

abgeschlossen.  

 

Zum 1. Juli erhöht sich daher der aktuelle Rentenwert für das gesamte 

Bundesgebiet von 37,60 EUR auf 39,32 EUR. Das ist ein Anstieg in Höhe von 4,57 

Prozent.  

 

 

(Folie 13) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

In den letzten Wochen wurde in den Medien häufig zum Gesetz über die 

Auszahlung der Erwerbsminderungsrenten – konkret der Verbesserung von 

Bestandsrenten – berichtet.  

 

Das Gesetz zur Rentenanpassung 2022 und zur Verbesserung von Leistungen für 

den Erwerbsminderungsrentenbestand sah auch die Anhebung von bundesweit 

rund 3 Millionen Bestandsrenten um einen Zuschlag zum 1. Juli 2024 vor.  

 

Der Zuschlag ist für Berechtigte bestimmt, die schon seit längerer Zeit eine 

Erwerbsminderungsrente oder eine Rente wegen Todes beziehen und von den 

verschiedenen gesetzlichen Verbesserungen seit 2014 nicht oder nur teilweise 

profitieren konnten. 

 

Die Berechnung und Auszahlung des Zuschlags soll dabei weitgehend automatisiert 

erfolgen. Deshalb war ein zeitlicher Vorlauf von 2 Jahren für die Umsetzung 

vorgesehen. Dieser zeitliche Vorlauf war auch zwingend erforderlich, da die 

Rentenversicherung bis Ende 2022 noch die Überprüfung aller Bestandsrenten 

bezüglich des Grundrentenzuschlages zu bewältigen hatte.  

 

Es hat sich aber in den vergangenen Monaten gezeigt, dass die maschinelle 

Umsetzung aufgrund der Komplexität der Regelungen zum 1. Juli nicht möglich ist. 

Darüber hinaus traten im Laufe der letzten zwei Jahre noch eine Reihe von neuen 

Gesetzen in Kraft, die parallel mit zu realisieren waren. Ich denke zum Beispiel an 

die Energiepreispauschale für Rentner, oder auch an das Rentenüberleitungs-

Abschlussgesetz sowie das Pflegereformgesetz. Dies alles galt es in sehr kurzer 

Zeit erfolgreich umzusetzen.  
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(Folie 14) 

Um die Zahlung des Zuschlages trotzdem sicherzustellen, wurde am 6. März 2024 

im Bundeskabinett das Gesetz über die Auszahlung der Erwerbsminderungsrenten-

Bestandsverbesserung beschlossen. Ende April stimmte der Bundestag diesem 

Gesetz zu. Die abschließende Beratung im Bundesrat fand am 17. Mai 2024 statt. 

 

Zur Gewährleistung der pünktlichen Auszahlung ist jetzt eine zweistufige 

Umsetzung vorgesehen.  

 

(Folie 15) 

In einem ersten Schritt wird ab Juli 2024 bis November 2025 zunächst ein 

vereinfachter Zuschlag gezahlt.  

 

Dieser wird auf Basis des laufenden Zahlbetrags der Rente berechnet und getrennt 

von der laufenden Rente jeweils Mitte des Monats überwiesen.  

 

Der Zuschlag beträgt 4,5 beziehungsweise 7,5 Prozent des Rentenzahlbetrages.  

 

Zum 1. Juli nächsten Jahres wird der Zuschlag dann einmalig durch die 

Rentenanpassung angepasst. Durch dieses Vorgehen werden die Berechtigten im 

Ergebnis so gestellt, als hätten sie den Zuschlag über die originäre 

Rentenberechnung erhalten. 

 

Als weitere Vereinfachung bleibt der Zuschlag beim Zusammentreffen von Rente 

und Einkommen unberücksichtigt und die auf den Zuschlag entfallenden Beiträge 

zur Kranken- und Pflegeversicherung werden pauschal abgegolten.  

 

Damit werden alle Berechtigten im Juli 2024 einen Zuschlag bekommen und die 

Leistungen auch sofort erhöht.  

 

Der zweite Schritt erfolgt ab Dezember 2025.  

Dann wird die Berechnung des Zuschlags gemäß dem im Jahr 2022 beschlossenen 

Rentenanpassungs- und Erwerbsminderungsrenten-Bestandsverbesserungsgesetz 

umgesetzt.  

 

Die Auszahlung erfolgt ab diesem Zeitpunkt nicht mehr getrennt, sondern 

zusammen mit der laufenden Rente in einer Summe.  

 

Falls der ab Juli 2024 pauschal gezahlte Zuschlag betraglich niedriger war als der 

abschließend zustehende, wird das Geld selbstverständlich nachgezahlt. War der 

Zuschlag zu hoch, sehen die jetzigen Regelungen keine Rückforderungen vor. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass es keine Schlechterstellung der Versicherten 

geben wird und sie ihre zustehenden Leistungen pünktlich erhalten werden.  
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(Folie 16) 

Sehr verehrte Damen und Herren,  

 

in der letzten Sitzung hatte ich Ihnen unseren Eigenbetrieb Sächsischer 

Ausbildungsfond Pflegeberufe (SAFP) vorgestellt. Heute möchte ich Sie über die 

Zuständige Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz informieren. Diese ist seit 

2014 Bestandteil der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland. 

 

(Folie 17) 

Zu ihren Aufgaben gehören beispielweise: 

• Die Überwachung der Berufsausbildung der 

Sozialversicherungsfachangestellten. Voraussetzung hierfür ist, dass der 

Ausbildungsbetrieb der Aufsicht des Sächsischen Staatsministeriums für 

Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt unterliegt. 

Dies sind derzeit noch die Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland 

selbst und die Unfallkasse Sachsen. 

 

Weitere Aufgaben sind  

• die Organisation und Durchführung der entsprechenden Zwischen- und 

Abschlussprüfungen,  

• die Entscheidung über Zulassung bzw. Nichtzulassung zur Zwischen- oder 

Abschlussprüfung, 

• die Entscheidung über Verkürzung oder Verlängerung der Ausbildung und 

• die Berufung der Prüfungsausschüsse.  

 

Aktuell sind 54 Mitarbeitende der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 

sowie Lehrerinnen und Lehrer der berufsbildenden Schulen aller drei Bundesländer 

in Prüfungsausschüsse berufen.  

 

Sie fragen sich sicherlich, was hat das mit den originären Aufgaben der Deutschen 

Rentenversicherung Mitteldeutschland zu tun? 

 

(Folie 18) 

Das Sächsische Sozialministerium für Soziales und Gesellschaftlichen 

Zusammenhalt hatte im Jahr 2013 den Vorstand gebeten, diese Aufgabe zu 

übernehmen. Der Vorstand hat dies damals intensiv diskutiert und entschieden, 

dass die Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland diese Aufgaben 

übernimmt.  

 

In der zuständigen Stelle sind derzeit 2 Mitarbeitende tätig. Diese betreuen aktuell 

144 Auszubildende der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland,  

5 Auszubildende der Unfallkasse Sachsen und die Mitglieder der Zwischen- und 

Abschlussprüfungsausschüsse.  

 

Eine weitere Aufgabe ist die Erstellung und der Erlass der entsprechenden 

Prüfungsordnungen. 

 



 
 

Seite 7 von 8 

Die Abschlussprüfungsordnung ist beispielsweise als Rechtsverordnung durch Sie, 

sehr geehrte Damen und Herren, durch die Vertreterversammlung zu erlassen. Es 

kann daher sein, dass Ihnen in den kommenden Jahren ein überarbeitete 

Abschlussprüfungsordnung zur Beschlussfassung vorgelegt wird.  

 

Wir als Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland leisten damit einen Beitrag 

zu einer stabilen Ausbildung nach den Regelungen des Berufsbildungsgesetzes in 

unserer Region.  

 

 

(Folie 19) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

zum Abschluss meines Berichtes möchte ich Ihnen noch einen Einblick in die 

Tätigkeit des Vorstandes seit Beginn der laufenden Wahlperiode geben.  

Das sind heute genau 267 Tage.  

 

Der Startschuss fiel mit der konstituierenden Sitzung im vergangenen September in 

Erfurt.  

 

(Folie 20) 

Einschließlich dieser konstituierenden Sitzung, einer zweitägigen Klausurtagung im 

April sowie der fünf schriftlichen Abstimmungen fanden für den Vorstand und seine 

Ausschüsse bis dato insgesamt 28 Sitzungen statt. Darin wurden verschiedenste 

Inhalte zu den Themenfeldern Rehabilitation, Personal, Organisation sowie 

Haushalt und Finanzen einschließlich unseres Eigenbetriebes, der 

Rehabilitationsklinik Göhren, behandelt.  

 

Besonders herausheben möchte ich die erst in der vergangenen Woche getroffene 

Entscheidung zur Anpassung des Standortkonzeptes 2030. Der Vorstand hatte 

2018 entschieden, die Sachbearbeitung in den Dienststellen Leipzig, Halle, Erfurt 

und Dresden bis zum Jahr 2030 zu konzentrieren. Alle weiteren Standorte der 

Sachbearbeitung sollten zu diesem Zeitpunkt geschlossen werden. 

 

Der Vorstand hat nunmehr entschieden, die Konzentration der Sachbearbeitung an 

den Standorten Leipzig, Dresden, Halle und Erfurt sukzessive auch über das Jahr 

2030 hinaus fortzusetzen. Dem folgt, dass alle weiteren Standorte der 

Sachbearbeitung nicht bereits 2030 geschlossen werden. Dadurch können 

Mitarbeitende wieder an allen Standorten der Deutschen Rentenversicherung 

Mitteldeutschland gebunden werden. 

 

Dies ist auch zwingend erforderlich. Der Wettbewerb um Fachkräfte erlaubt es nicht 

mehr, nur auf die vier großen Standorte zu setzen. Vielmehr muss Arbeit dort 

möglich sein, wo geeignete Bewerberinnen und Bewerber der Arbeit nachgehen 

wollen.  
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Dennoch wird die Konzentration auf die vier benannten Standorte weiterverfolgt.  

Die in den letzten Jahren vollzogene Flexibilisierung der Arbeitsplätze durch mobiles 

Arbeiten sowie Telearbeit und die Schaffung der entsprechenden 

Rahmenbedingungen wird dies ermöglichen. 

 

Diese Entscheidung ist eine zeitgemäße Fortschreibung. Sie trägt dem geänderten 

Arbeitsmarkt Rechnung, sichert die Arbeitsfähigkeit unseres mitteldeutschen 

Hauses und stärkt unsere Attraktivität als Arbeitgeber! 

 

 

Sehr verehrte Damen und Herren,  

 

ein weiterer Schwerpunkt in der Vorstandsarbeit waren Personalentscheidungen. 

Hierbei handelte es sich beispielsweise um Einstellungen oder Höhergruppierungen 

von Angestellten sowie um Beförderungen oder Ruhestandsversetzungen von 

Beamten. Dies gehört nach den Satzungsregelungen zu den Aufgaben des 

Vorstandes.  

 

Insgesamt wurden zu diesen Sachverhalten seit September 39 Entscheidungen 

getroffen.  

 

Wie Sie feststellen, handelt es sich hierbei um eine beträchtliche Anzahl.  

 

Lassen Sie uns weiter gemeinsam erfolgreich an den Themen, welche die Deutsche 

Rentenversicherung Mitteldeutschland bewegen, arbeiten.  

 

 

(Folie 21) 

Schlusswort – Verabschiedung  

 

An dieser Stelle beende ich meine Ausführungen und bitte den Geschäftsführer 

Herrn Beßler über weitere Schwerpunkte der vergangenen Monate zu berichten. 

 

Zuvor jedoch wünsche ich Ihnen alles erdenklich Gute für die bevorstehende 

Sommerzeit und, sofern dieser noch vor Ihnen liegt, einen erholsamen Urlaub. 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 


